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BUNDESARBEITSGERICHT

4 AZR 651/05

7 Sa 2035/04
Landesarbeitsgericht
Niedersachsen

Im Namen des Volkes!
Verkiundet am

18. April 2007
Freitag, Urkundsbeamtin
der Geschéaftsstelle
In Sachen

Klagerin, Berufungsklagerin, Berufungsbeklagte, Revisionsklagerin

und Revisionsbeklagte,

Pp-

Beklagter, Berufungsbeklagter, Berufungsklager, Revisionsbeklagter

und Revisionsklager,

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der miandlichen Verhand-
lung vom 18. April 2007 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht
Bepler, die Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Wolter und Creutzfeldt sowie die eh-

renamtlichen Richter Gunther und Gérgens fir Recht erkannt:
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1. Die Revision der Klagerin gegen das Urteil des Landesar-
beitsgerichts Niedersachsen vom 28. Juli 2005 -7 Sa
2035/04 - wird zuriickgewiesen.

2. Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des Landes-
arbeitsgerichts Niedersachsen vom 28. Juli 2005 -7 Sa
2035/04 - aufgehoben, soweit es der Klage stattgegeben
hat.

Unter Zurtickweisung der Berufung der Klagerin wird das Ur-
teil des Arbeitsgerichts Hannover vom 10. September 2004
- 1 Ca 224/04 - auf die Berufung des Beklagten teilweise ab-
geéndert und die Klage in vollem Umfang abgewiesen.

3. Die Klagerin hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten Uber die Anwendbarkeit eines Vergutungstarifvertrages
des offentlichen Dienstes auf ihr Arbeitsverhéltnis sowie eine betriebliche Ubung der

Beklagten und daraus resultierende Vergitungsanspriiche der Klagerin.

Die Klagerin ist Mitglied der Gewerkschaft ver.di und seit dem 1. Oktober 1982
bei dem Beklagten als Mitarbeiterin in der Wascherei beschéftigt. Sie erhalt Vergitung
entsprechend der VergGr. 3a des DRK-TV Anl. 10c.

Der erste Arbeitsvertrag der Parteien enthielt ua. folgende Regelung:

,0em Arbeitsverhaltnis liegen die Arbeitsbedingungen fir die
Angestellten und Arbeiter des Deutschen Roten Kreuzes in der
jeweils geltenden Fassung zugrunde. Die Einsichtnahme wird
durch Vertragsunterschrift bestatigt.”

Der Beklagte war zundchst Mitglied der DRK-Landestarifgemeinschaft in Nie-
dersachsen GbR (im Folgenden: DRK-LTG Nds.). Die DRK-LTG Nds. ist ihrerseits Mit-
glied der (Bundes-)Tarifgemeinschaft des Deutschen Roten Kreuzes, die mit der Ge-
werkschaft ver.di (friher: OTV) zahlreiche Tarifvertrdge abgeschlossen hat. Am
31. Januar 1984 hatten die Tarifpartner eine Vereinbarung abgeschlossen, die aus-

zugsweise folgenden Wortlaut hat:
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,vereinbarung

tiber Rahmenbedingungen fiir den AbschluB von Tarifver-
tragen
Zwischen der

Tarifgemeinschaft des Deutschen Roten Kreuzes, Bonn,
einerseits, und der

Gewerkschaft Offentliche Dienste, Transport und Verkehr
- Hauptvorstand -, Stuttgart,

andererseits, wird unter Bericksichtigung der internationalen
und nationalen Stellung und Aufgabenstellung des Deutschen
Roten Kreuzes folgende Vereinbarung geschlossen:

TEIL I
§1

(1) Die Vertragsparteien gehen davon aus, dal? gleichzeitig mit
dieser Vereinbarung ein Tarifvertrag zwischen ihnen abge-
schlossen wird.

(2) Die Vertragsparteien gehen davon aus, dak der Tarifvertrag
nach Abs. 1 die Arbeitsbedingungen des DRK darstellt. Die
Arbeitsbedingungen enthalten dabei Bestandteile, welche mit
den Regelungen des BAT inhaltlich identisch oder im wesentli-
chen identisch sind (Katalog A), und solche Bestandteile, wel-
che besondere Regelungen fir den Bereich der Tarifgemein-
schaft des DRK enthalten (Katalog B).

§2
Ubereinstimmendes Ziel der Vertragsparteien ist es, Arbeits-

kédmpfe im Bereich der Tarifgemeinschaft des DRK nach § 3
Abs. 1 zu vermeiden.

§3

(1) Die Vertragsparteien fuhren Verhandlungen Giber die Mate-
rien, die im Katalog B zu regeln sind.

(2) Soweit die Arbeitsbedingungen des DRK mit den Regelun-
gen des BAT inhaltlich identisch sind (Katalog A), werden zwi-
schen den Vertragspartnern keine Verhandlungen gefiihrt. Die
Méglichkeit, im beiderseitigen Einvernehmen Verhandlungen zu
fihren, bleibt unberthrt.

§4
(1) Soweit die Arbeitsbedingungen des DRK mit dem BAT in-

haltlich nicht identisch sind, verpflichten sich die Vertragspartei-
en, im Fall der Nichteinigung bei den Tarifverhandlungen alles
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zu unternehmen, um einen Arbeitskampf zu vermeiden.

(2) Kommt zwischen den Vertragsparteien eine Einigung nicht
zustande, so findet das Verfahren nach §§ 5 ff. dieser Verein-
barung Anwendung.

§5

(1) Sind zwischen den Parteien die Vertragsverhandlungen ge-
scheitert, oder verweigert eine Vertragspartei Aufnahme oder
Fortsetzung von Verhandlungen, dann kann jede der Vertrags-
parteien die Schlichtungsstelle anrufen.

(2) Das Nahere regelt die gleichzeitig abgeschlossene Schlich-
tungsvereinbarung.”

Am selben Tage wurde neben der in § 5 Abs. 2 der Vereinbarung iber die
Rahmenbedingungen (im Folgenden: RahmenV) angesprochene Schlichtungsregelung
auch der ,Tarifvertrag Gber Arbeitsbedingungen fir Angestellte, Arbeiter und Auszubil-
dende des Deutschen Roten Kreuzes” (im Folgenden: DRK-TV) abgeschlossen, des-
sen Wirkung seit dem 1. Januar 1991 auf das ,Tarifgebiet West” (alte Bundeslander)
beschrankt ist, und in dem ua. - in weiten Teilen am BAT orientiert - die materiellen

Arbeitsbedingungen der DRK-Mitarbeiter normiert sind.

Nach Abschluss der RahmenV und des DRK-TV unterzeichneten die Parteien
am 25. April 1985 einen ,Nachtrag” zum Arbeitsvertrag, der ua. wie folgt lautet:

,Mit Wirkung vom 01.01.1985 finden auf das bestehende Ar-
beitsverhdltnis der Tarifvertrag uber Arbeitsbedingungen fir
Angestellte, Arbeiter und Auszubildende des Deutschen Roten
Kreuzes in der jeweiligen Fassung entsprechend Anwendung.”

In der Folgezeit wurden die Tarifabschlisse fir den Bereich BAT Bund/Lander
jeweils durch eigene Tarifvertrdge zwischen der Tarifgemeinschaft des DRK und der

Gewerkschaft OTV (spater: ver.di) vereinbart.

Am 31. Januar 2003 wurde zwischen der Gewerkschaft ver.di und der dbb-
tarifunion einerseits und dem Bund und der TdL andererseits auf Grund einer am
9. Januar 2003 erzielten Einigung im Rahmen des 78. Anderungstarifvertrages zum
BAT der Vergitungstarifvertrag Nr. 35 (im Folgenden: VTV 35) sowie fir die Arbeiter
des Bundes und der Lander der Monatslohntarifvertrag Nr. 5 zum MTArb (MLTV Nr. 5)
abgeschlossen. In diesen Tarifvertragen wurde ua. eine Erhéhung der Vergiitung der

Arbeitnehmer in drei Stufen festgesetzt, namlich ab 1. Januar 2003 (fir die Vergi-
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tungsgruppen BAT Il - | erst ab 1. April 2003) um 2,4 Prozent sowie ab 1. Januar 2004

und ab 1. Mai 2004 um je ein weiteres Prozent.

Das Generalsekretariat des DRK informierte die Landesverbande mit Schrei-
ben vom 14. Januar 2003 Gber den Tarifabschluss und fuhrte darin aus, dass ,gemag
der beim Abschluss des DRK-Tarifvertrages im Jahre 1984 mit den Gewerkschaften
vereinbarten Tarifautomatik ... das Tarifergebnis der aktuellen Lohnrunde des &ffentli-
chen Dienstes fur die tarifgebundenen Verbande automatisch, ohne weitere Verhand-
lungen in den DRK-Tarifvertrag West zu Ubernehmen” sei. Ahnlich duRerte sich der
Landesverband Niedersachsen e.V. in einem Schreiben ua. an alle DRK-

Kreisverbdnde vom 23. Januar 2003.

Am 6. Marz 2003 stimmte das Prasidium des DRK ,der Ubernahme des Tarif-
abschlusses in die Arbeitsbedingungen des DRK zu vorbehaltlich der Mitwirkung des
Prasidialrates”. Dieser fasste am 26. Marz 2003 folgenden Beschluss:

,1. Die Ubernahme des Tarifabschlusses fur den Offentlichen
Dienst Bund/Lander 2003 in die DRK Arbeitsbedingungen wird
gemall §19 Abs. 4 der DRK-Satzung (2. Handlungsvariante
gemal der Vorlage fir die Sitzung, die Bestandteil der Nieder-
schrift ist) mit beschlossen.

2. Die DRK-Arbeitsbedingungen Ost werden nicht angepasst.”

Die Gewerkschaften und die Tarifgemeinschaft des DRK traten in Verhand-
lungen ein, die sich ua. auch mit den sich aus dem VTV 35 und den anderen Tarifver-
tragen vom 31. Januar 2003 ergebenden Anderungen im éffentlichen Dienst befassten.

Es kam jedoch zunéchst zu keiner Einigung.

Der Beklagte trat zum 31. Marz 2003 aus der DRK-LTG Nds. aus. Die Erhé-
hung von 2,4 Prozent ab dem 1. April 2003 gab er an seine Mitarbeiter ebenso weiter

wie die im VTV 35 vorgesehene Einmalzahlung fur das Jahr 2003.

Die wahrend des Jahres 2003 zwischen der Tarifgemeinschaft des DRK und
der Gewerkschaft ver.di gefilhrten Verhandlungen tiber einen weiteren Anderungstarif-
vertrag, der ua. auch die Ergebnisse des VTV 35 in der bisher gelibten Weise in den
Bereich des DRK (bertragen sollte, fihrten am 19. November und 19. Dezember 2003
zur Unterzeichnung des 23. Tarifvertrages zur Anderung des DRK-TV (im Folgenden:
23. AndTV-DRK). Dieser sah (,... gemal § 3 Absatz 2 der Vereinbarung iiber Rah-
menbedingungen ...”) die Ubernahme der ,fir den Bereich des Bundes und der Tarif-

gemeinschaft deutscher Lander mit Datum vom 31.01.2003 geschlossenen Tarifvertra-
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ge zur Anpassung der VerguUtungen und Léhne, Ausbildungsvergitungen, Entgelte fur
Arzte/Arztinnen im Praktikum, Praktikantenvergitungen, Orts- und Sozialzuschlage,
Zulage usw. einschlieBlich der Regelung zu einer Einmalzahlung im Marz 2003” vor;
ausdrucklich ausgenommen dagegen wurde die dort gleichfalls vorgesehene Einmal-

zahlung fur November 2004.

Mit dem 1. Januar 2004 stellte der Beklagte die seit dem 1. April 2003 vorge-

nommene Zahlung der Vergutungserhéhung um 2,4 Prozent ein.

Die Klagerin hat die Auffassung vertreten, der Beklagte sei zur Zahlung der
sich aus dem VTV 35 ergebenden Vergutungserhdéhung von 2,4 Prozent auch nach
dem 1. Januar 2004 sowie weiterer Erhéhungen von je einem Prozent ab 1. Januar
2004 und 1. Mai 2004 verpflichtet. Der Anspruch ergebe sich aus der sog. ,Tarifauto-
matik’, die eine unmittelbare Ubernahme der Tarifabschliisse im 6ffentlichen Dienst
durch das Deutsche Rote Kreuz vorsehe. Ferner enthalte die Verweisungsklausel im
Arbeitsvertrag der Parteien eine konstitutive Vereinbarung des DRK-TV, ohne dass
diese von der Tarifbindung des Beklagten abhangig sei, da sie nicht als Gleichstel-
lungsabrede im Sinne der friiheren Senatsrechtsprechung auszulegen sei. Der Wegfall
der Tarifbindung des Beklagten durch den Austritt aus der DRK-LTG Nds. zum
31. Marz 2003 sei ohne Bedeutung. Spater hat die Klagerin ihre Anspriche auf Fort-
zahlung der 2,4-prozentigen Vergutungserhéhung sowie der weiteren Anhebungen von
jeweils einem Prozent ab 1. Januar 2004 und 1. Mai 2004 ergédnzend darauf gestutzt,
dass die Parteien im Arbeitsvertrag zum 1. Oktober 1982 die Arbeitsbedingungen des
DRK vereinbart hatten, die zwar textgleich mit dem DRK-TV seien, jedoch nicht iden-
tisch. Die Regelungen des VTV 35 seien wirksam in die Arbeitsbedingungen des DRK
Uberfuhrt worden. Der arbeitsvertragliche Nachtrag vom 25. April 1985, in dem ,der
Tarifvertrag Uber Arbeitsbedingungen fiir Angestellte, Arbeiter und Auszubildende des
Deutschen Roten Kreuzes” in Bezug genommen worden sei, habe die urspriingliche
Bezugnahme auch nicht ersetzt. Vielmehr seien nunmehr beide Regelwerke nebenein-
ander auf das Arbeitsverhaltnis anzuwenden. Der Anspruch auf die 2,4-prozentige Er-
héhung ab 1. Januar 2004 ergebe sich ferner daraus, dass der Beklagte eine entspre-

chende betriebliche Ubung begriindet habe.

Die Klagerin hat zuletzt beantragt:

Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, an die
Klagerin seit dem 1. Januar 2004 eine Gehaltserhéhung von
2,4 Prozent fortzuentrichten, seit dem 1. Januar 2004 eine wei-
tere Gehaltserhéhung von 1 Prozent sowie ferner seit dem
1. Mai 2004 eine Gehaltserhéhung von 1 Prozent zu zahlen und
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die monatlichen Differenzbetrdge zwischen gezahlter und bean-
tragter Vergutung ab jeweiliger Félligkeit in H6he von 5 Pro-
zentpunkten Gber dem Basiszinssatz zu verzinsen.

Der Beklagte hat sein Klageabweisungsbegehren damit begriindet, dass auf
die begehrte Feststellung kein Anspruch bestehe, da er weder zur Zahlung der Erh6-
hung von 2,4 Prozent noch zur Zahlung der weiteren Erhéhungen von jeweils einem
Prozent verpflichtet sei. Eine ,Tarifautomatik” bestehe nicht, da es jeweils einer aus-
driicklichen, tarifvertraglich vereinbarten Ubernahme der Tarifabschliisse des 6ffentli-
chen Dienstes durch das DRK bedurfe. Die Tariferhéhungen vom Januar 2003 seien
aber erst nach Austritt des Beklagten aus der DRK-LTG Nds. tarifvertraglich vom DRK
tibernommen worden. Sie hatten deshalb keinen Einfluss auf das Arbeitsverhéltnis. Die
Verweisungsklausel sei entsprechend der Senatsrechtsprechung als Gleichstellungs-
abrede anzusehen und filhre im Falle des Wegfalls der Tarifbindung des Arbeitgebers
zu einer statischen Fortwirkung der Tariflage, die zu diesem Zeitpunkt bestanden habe.
Eine betriebliche Ubung sei nicht begriindet worden, weil der Beklagte lediglich die fiir
ihn vermeintlich, aber nicht wirklich bestehende Verpflichtung zur Weitergabe der Ta-

riferhéhungen des 6ffentlichen Dienstes habe erfullen wollen.

Das Arbeitsgericht hat der - noch auf Zahlung der Vergiitungserhéhungen von
2,4 und einem Prozent fur die Monate Januar bis April 2004 gerichteten - Klage teilwei-
se, namlich hinsichtlich der Erhéhung von 2,4 Prozent, stattgegeben. Nach einer Ande-
rung des Klageantrages hat das Landesarbeitsgericht unter Zurickweisung der Beru-
fungen beider Parteien im Ubrigen festgestellt, dass der Beklagte zur Weiterzahlung
der Erhéhung von 2,4 Prozent nebst Zinsen verpflichtet ist. Mit der vom Landesarbeits-
gericht zugelassenen Revision verfolgt die Klagerin ihr Ziel auf Feststellung der Ver-
pflichtung des Beklagten zur Zahlung auch der weiteren Erhéhungen von jeweils einem
Prozent zum 1. Januar 2004 und zum 1. Mai 2004 weiter. Der Beklagte begehrt mit der

von ihm eingelegten Revision die vollstdndige Klageabweisung.

Entscheidungsgriinde
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Die Revision der Klagerin ist unbegriindet, die des Beklagten dagegen be-
grundet. Der Klagerin steht die Verglutungserhéhung weder in der von ihr geltend ge-

machten noch in der vom Landesarbeitsgericht angenommenen Hoéhe zu.

A. Das Landesarbeitsgericht hat die Klage in der Form des zuletzt gestellten
Feststellungsantrages fur zulassig gehalten, weil die Klagerin nicht gehalten sei, die im
Streit stehenden Anspriche monatlich durch Leistungsklage geltend zu machen. Auf
Grund der Erklarung des Beklagten, er werde einem Feststellungsurteil Folge leisten,
sei die Feststellungsklage geeignet, den Streit der Parteien insgesamt beizulegen. So-
weit die Klagerin die Feststellung der Zahlungsverpflichtung des Beklagten hinsichtlich
der Erhéhung von 2,4 Prozent begehre, sei die Klage auch begriindet. Der Beklagte
habe ohne Rechtsgrund ab dem 1. April 2003 eine Gehaltserhéhung von 2,4 Prozent
gewdhrt und diese ohne Vorbehalt mehr als drei Monate gezahlt. Darin sei die Begrin-
dung einer betrieblichen Ubung zu sehen, von der der Beklagte sich nicht einseitig 16-
sen kdnne. Dass dieser sich hierzu méglicherweise auf Grund einer fehlerhaften An-
nahme der unmittelbaren Wirkung des VTV 35 verpflichtet angesehen habe, sei ohne
Bedeutung, da eine solche Annahme fiir die Klagerin nicht erkennbar gewesen sei. Zur
Zahlung der weiteren Erhéhungen von je einem Prozent sei der Beklagte jedoch nicht
verpflichtet. Bei der Verweisungsklausel im Arbeitsvertrag handele es sich um eine
Gleichstellungsabrede, die bei Ende der Tarifgebundenheit des Arbeitgebers zum En-
de der Tarifdynamik fuhre. Auch bestehe die von der Klagerin angenommene ,Tarifau-
tomatik” der Ubertragung der Tarifabschliisse im 6ffentlichen Dienst auf den Bereich
des DRK nicht.

B. Die hiergegen gerichtete Revision der Klagerin ist unbegrindet, die des Be-
klagten dagegen begrindet. Die Klagerin hat keinen Anspruch auf die im VTV 35 gere-

gelten Vergutungserhéhungen.

I Der in der Berufungsinstanz gestellte Feststellungsantrag der Klagerin ist ent-

gegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts nur teilweise zulassig.

1. Der Feststellungsantrag der Klagerin ist unzulassig, soweit er die Zahlung der
Vergitungserhéhung von 2,4 Prozent fur den Zeitraum Januar bis April 2004 erfasst.

Es mangelt am notwendigen Feststellungsinteresse.
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Streitgegenstand der ersten Instanz war der bezifferte Zahlungsantrag der
Klagerin, der sich auf die Erhéhungen von 2,4 Prozent und von einem Prozent fiir die
Monate Januar bis April 2004 bezog. Hinsichtlich der Leistungsklage auf die Erhéhung
von 2,4 Prozent fur den genannten Zeitraum war die Klage vor dem Arbeitsgericht er-
folgreich. Die Klagerin ist mangels erforderlichen Feststellungsinteresses (§ 256 Abs. 1
ZPO) daran gehindert, diesen bereits titulierten Teil des Anspruchs nunmehr durch
einen Feststellungsantrag geltend zu machen. Vielmehr ist die Verteidigung dieses
Teils des arbeitsgerichtlichen Urteils in der Berufungsinstanz durch den klagerischen
Antrag auf Zuriickweisung der hiergegen gerichteten Berufung des Beklagten erfolgt.
Ihm hat das Landesarbeitsgericht auch stattgegeben. Damit hat es in der Sache tber
diesen Streitgegenstand zwei Mal entschieden, namlich einmal durch die diesen Zeit-
raum umfassende Feststellung, sodann durch die Zuriickweisung der Berufung der
Beklagten gegen die diesen Zeitraum umfassende Verurteilung zur Zahlung durch das

Arbeitsgericht. Dies ist rechtsfehlerhaft.

2. Der Feststellungsantrag der Klégerin ist im Ubrigen zuldssig, auch soweit er
sich auf die - vom Arbeitsgericht abgelehnte Verpflichtung des Beklagten zur Zahlung
von einem weiteren Prozent fir die Monate Januar bis April 2004 bezieht. Die Klagerin
war nicht gehindert, insoweit in der Berufungsinstanz von einem Zahlungsantrag auf
einen Feststellungsantrag tiberzugehen, da dieser zukunftsoffen den Zeitraum ab dem
1. Januar 2004 umfasst und ohnehin mangels Falligkeit fur die Zukunft nicht als Leis-
tungsantrag hatte gestellt werden kénnen (vgl. dazu Senat 7. Juni 2006 -4 AZR
272/05- AP TVG § 1 Nr. 37 = EzA TVG § 1 Auslegung Nr. 43). Das nach § 256 ZPO
erforderliche besondere Feststellungsinteresse der Klagerin liegt in dieser weitgehend
zukunftsgerichteten Verpflichtung des Beklagten zur weiteren Zahlung der begehrten
Erhohungen. Es ist nach der Erklarung des Beklagten, einem rechtskraftigen Feststel-
lungsurteil Folge zu leisten, auch davon auszugehen, dass der Streit der Parteien
durch ein Feststellungsurteil endglitig beigelegt wird (vgl. dazu BAG 16. Juli 1998
-6 AZR 672/96 - AP TVG § 4 Rationalisierungsschutz Nr. 27 mwN), so dass die Auftei-
lung in einen (bezifferten) Zahlungsanspruch und einen weiteren Feststellungsan-

spruch nicht erforderlich ist.

Il. Die Revision der Klagerin ist unbegriindet. Das Landesarbeitsgericht hat die
von der Klagerin begehrte Feststellung der Verpflichtung des Beklagten, seit dem
1. Januar 2004 eine Gehaltserh6hung von einem Prozent und seit dem 1. Mai 2004

eine weitere Erhohung von einem Prozent zu leisten, rechtsfehlerfrei abgelehnt.
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1. Die Klagerin kann sich nicht auf die arbeitsvertragliche Verweisungsklausel

hinsichtlich des DRK-TV berufen. Das Landesarbeitsgericht ist zu Recht davon ausge-
gangen, dass es sich bei der arbeitsvertraglichen Verweisungsklausel der Parteien um
eine Gleichstellungsabrede im Sinne der Senatsrechtsprechung handelt, die bei Weg-
fall der Tarifgebundenheit des Arbeitgebers, etwa - wie hier - durch Verbandsaustritt,
dazu fuhrt, dass danach abgeschlossene Tarifvertrage auf das Arbeitsverhaltnis keine

Wirkung mehr entfalten.

a) Nach der friiheren standigen Rechtsprechung des Senats ist die Bezugnahme
in einem von einem tarifgebundenen Arbeitgeber vorformulierten Arbeitsvertrag auf die
fur das Arbeitsverhaltnis einschlégigen Tarifvertrage in der jeweiligen Fassung regel-
maRig als Gleichstellungsabrede auszulegen, wenn andere fur die Auslegung der ver-
traglichen Bezugnahme gem. §§ 133, 157 BGB bedeutsame Umstande dem nicht ent-
gegenstehen. Die Auslegungsregel beruhte auf der Vorstellung, dass mit einer Bezug-
nahmeklausel in einem Arbeitsvertrag eines tarifgebundenen Arbeitgebers nur die
méglicherweise fehlende Tarifgebundenheit des Arbeitnehmers ersetzt werden soll. Sie
soll auf schuldrechtlichem Wege zur Anwendung der Tarifvertrage auf das Arbeitsver-
haltnis mit dem Inhalt fhren, wie er fir die tarifgebundenen Arbeitnehmer in diesen
Fallen ohnehin gilt. Der Arbeitnehmer nimmt auf Grund einer Gleichstellungsabrede
grundsétzlich an der Tarifentwicklung der in Bezug genommenen einschlagigen Tarif-
vertrage teil. Diese vertragliche Anbindung an die dynamische Entwicklung der tariflich
geregelten Arbeitsbedingungen endet aber, wenn sie tarifrechtlich auch fur einen tarif-
gebundenen Arbeitnehmer endet, zB durch den Austritt des Arbeitgebers aus dem zu-
standigen Arbeitgeberverband, durch das Herausfallen des Betriebes aus dem Gel-
tungsbereich des Tarifvertrages oder durch den Ubergang des Betriebes oder Teilbe-
triebes, in dem die betroffenen Arbeitnehmer beschaftigt sind, auf einen nicht tarifge-
bundenen neuen Arbeitgeber. Ebenso wie nach den einschlagigen tarifrechtlichen Re-
gelungen (§ 3 Abs. 3, § 4 Abs. 5 TVG; § 613a Abs. 1 Satz 2 BGB) in solchen Fallkons-
tellationen fir den tarifgebundenen Arbeitnehmer die weiteren Anderungen oder Er-
ganzungen der einschlagigen Tarifvertrage mangels beiderseitiger Tarifgebundenheit
tarifrechtlich nicht mehr gelten, finden sie auf Grund der Gleichstellungsabrede auch
nicht mehr in den Arbeitsverhaltnissen der nicht tarifgebundenen Arbeitnehmer An-
wendung (vgl. die Rechtsprechungsnachweise im Senatsurteil 14. Dezember 2005
-4 AZR 536/04 - Rn. 14, AP TVG § 1 Bezugnahme auf Tarifvertrag Nr. 39 = EzA TVG
§ 3 Bezugnahme auf Tarifvertrag Nr. 32).

JLaw — Gesetze und Urteile J— Ava|Iable on the
' Kostenlos (mobile App) » Google play App Store

W Uber 200 Gesetze
- L. fil
Uber 100.000 Urteile JLaw — fiir Android JLaw — fir iOS

www.prinz.law

27

28

3ZMyYds3s

S[e purs Sunjuwess[a)1) 1ap 919 [, YNy :SIOMUIH

/8 §S Yoreu yuequaje(

DYIN P e


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz

Rechtsanwalt
-11- 4 AZR 651/05
b) In der Entscheidung vom 14. Dezember 2005 (- 4 AZR 536/04 - aaO) hat der

Senat angekiindigt, die fragliche Auslegungsregel nicht mehr anzuwenden, sondern
einzelvertragliche Verweisungsklauseln auf einschlagige Tarifwerke auch bei tarifge-
bundenen Arbeitgebern nur dann als Gleichstellungsabreden anzusehen, wenn der
Gleichstellungswille, dh. die Tarifgebundenheit des Arbeitgebers und der Wille, das
Tarifwerk nur fur die Dauer dieser Tarifgebundenheit dynamisch anzuwenden, hinrei-
chend deutlich aus den Erkldrungen der Arbeitsvertragsparteien oder den fur beide
Seiten erkennbaren Umstanden des Vertragsschlusses hervorgeht. Wegen der durch
die bisherige Rechtsprechung geschaffenen Vertrauenslage sei aus rechtsstaatlichen
Erwagungen die Auslegungsregel auf dynamische Verweisungsklauseln, die vor dem
Inkrafttreten der Schuldrechtsreform am 1. Januar 2002 vereinbart worden seien (sog.

Altvertrage), jedoch weiterhin anzuwenden.

c) Nach diesen Grundsatzen ist die streitige Verweisungsklausel im Arbeitsver-
trag der Parteien als Gleichstellungsabrede auszulegen. Arbeitsvertrag und Bezug-
nahmeklausel sind vor dem Stichtag abgeschlossen. Die Revision hat angezweifelt, ob
der Vertrauensschutz fiir Altvertrage mit der Ubergangsregelung zum Inkrafttreten des
Schuldrechtsmodernisierungsgesetzes und der damit spatestens zum 1. Januar 2003
bewirkten Erstreckung der AGB-Kontrolle auf das Arbeitsrecht vereinbar sei. Der Senat
hat aber bereits in der angefilhrten Entscheidung vom 14. Dezember 2005 (- 4 AZR
536/04 - Rn. 27, AP TVG § 1 Bezugnahme auf Tarifvertrag Nr. 39 = EzA TVG § 3 Be-
zugnahme auf Tarifvertrag Nr. 32) darauf hingewiesen, dass Art. 229 §5 Satz 2
EGBGB dem beflirworteten Vertrauensschutz nicht entgegensteht. Hiergegen bringt
die Revision keine neuen Gesichtspunkte vor. Der Senat hat seine Auffassung im Urteil
vom 18. April 2007 (- 4 AZR 652/05 -) noch einmal bestatigt und erlautert.

d) Wegen des Charakters der Verweisungsklausel als Gleichstellungsabrede
wird das Arbeitsverhéltnis der Parteien von dynamischen Veradnderungen des in Bezug
genommenen Tarifvertrages nach Ende der Tarifgebundenheit nicht mehr erfasst. Da
der Beklagte zum 31. Marz 2003 aus der DRK-LTG Nds. ausgetreten ist, die Vergi-
tungserhéhungen fur die verbleibenden Mitglieder der DRK-LTG Nds. erst mit Ab-
schluss des 23. AndTV-DRK am 19. November/19. Dezember 2003 vereinbart worden

sind, finden sie auf das Arbeitsverhaltnis der Parteien keine Anwendung.

Soweit die Klagerin friiher darauf abgestellt hat, dass die Regelungen Uber die
Vergutungserhéhungen aus dem VTV 35 bereits mit dessen Abschluss im Januar
2003, also vor dem Austritt des Beklagten aus der DRK-LTG Nds., vermittelt Uber die
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sog. , Tarifautomatik” im Arbeitsverhaltnis der Parteien Geltung erlangt hatten, hat sie
diese Auffassung im Revisionsverfahren ausdricklich aufgegeben, da der Senat in
mehreren, der Klagerin bekannten Entscheidungen die dem entgegenstehende Auffas-
sung des Landesarbeitsgerichts bestatigt hat (zB 7. Juni 2006 - 4 AZR 272/05 - AP
TVG § 1 Nr. 37 = EzA TVG § 1 Auslegung Nr. 43).

2. Entgegen der Auffassung der Revision besteht auch kein Anspruch der Klage-
rin aus der im ersten Arbeitsvertrag der Parteien zum 1. Oktober 1982 vereinbarten
Verweisung auf die Arbeitsbedingungen des DRK. Diese Verweisung ist durch die An-
derung des Arbeitsvertrages am 25. April 1985, in der die Anwendung des zwischen-
zeitlich in Kraft getretenen DRK-TV vereinbart wurde, einvernehmlich aufgehoben wor-

den.

a) Der DRK-TV und die Arbeitsbedingungen des DRK sind zwei verschiedene
Regelwerke, auch soweit sie wortgleich sind. Der DRK-TV als Manteltarifvertrag und
seine jeweiligen Anderungstarifvertrage werden durch die Gewerkschaft einerseits und
die Tarifgemeinschaft des DRK andererseits vereinbart und entfalten sodann normative
Wirkung. Die im urspringlichen Arbeitsvertrag angesprochenen Arbeitsbedingungen
fur Arbeiter und Angestellte des DRK dagegen sind einseitig vom DRK festgesetzte
Arbeitsbedingungen, die nur durch vertragliche Vereinbarung Eingang in das Arbeits-
verhéltnis finden kénnen, denen jedoch keine normative Wirkung zukommt (Senat
27. November 2002 - 4 AZR 663/01 - BAGE 104, 39, 43).

b) Die mit Beschluss des DRK-Prasidiums vom 6. Marz 2003 und des DRK-
Prasidialrates vom 26. Marz 2003 erfolgte Ubernahme der Vergitungserhéhungen des
offentlichen Dienstes vom 31. Januar 2003 ist ohne Bedeutung fur das Arbeitsverhélt-
nis der Parteien. Denn die im Arbeitsvertrag zum 1. Oktober 1982 vereinbarte Verwei-
sung auf die Arbeitsbedingungen ist durch die im Anderungsvertrag vom 25. April 1985
vereinbarte Verweisung auf den DRK-TV ersetzt worden. Das ergibt die Auslegung des
Anderungsvertrages.

aa) Ausgehend vom Wortlaut ist der objektive Bedeutungsgehalt der Erklarung zu
ermitteln. Mafigebend ist der allgemeine Sprachgebrauch unter Beriicksichtigung des
vertraglichen Regelungszusammenhangs. In die Auslegung einzubeziehen sind auch
die Begleitumstande der Erklarung, soweit sie einen Schluss auf den Sinngehalt der
Erklarung zulassen. Die tatsachliche Handhabung des Arbeitsverhéltnisses ermdglicht

ebenfalls Rickschliisse auf dessen Inhalt. Von Bedeutung fur das Auslegungsergebnis
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sind schliellich auch der von den Arbeitsvertragsparteien verfolgte Regelungszweck
sowie die Interessenlage der Beteiligten (Senat 20. April 2005 - 4 AZR 292/04 - AP
TVG § 1 Bezugnahme auf Tarifvertrag Nr. 35 = EzA TVG § 1 Auslegung Nr. 40 mwN).

bb) Die Anwendung dieser Grundsatze ergibt, dass die Verweisungsklausel im
Arbeitsvertrag vom 25. April 1985 diejenige im Arbeitsvertrag zum 1. Oktober 1982

ersetzt hat.

(n Die Bezugnahme auf die allgemein beim DRK geltenden Arbeitsbedingungen
im Jahre 1982 hatte - wie derartige Bezugnahmen in der Regel - die Funktion, den
ausdricklichen Inhalt des Arbeitsvertrages zu ergadnzen und fir die Durchfiihrung des
Arbeitsverhaltnisses eine umfassende, allgemein geltende Regelung bereit zu halten.
Zu diesem Zeitpunkt existierte noch kein Tarifvertrag, auf den ebenfalls oder stattdes-

sen héatte Bezug genommen werden kdénnen.

(2) Am 31. Januar 1984 wurde der DRK-TV abgeschlossen. Am gleichen Tage
unterzeichneten die Tarifvertragsparteien die RahmenV, in der es in Bezug auf den
DRK-TV in § 1 Abs. 2 ausdrucklich heif3t: ,Die Vertragsparteien gehen davon aus, daf}
der Tarifvertrag nach Abs. 1 (dh. der DRK-TV) die Arbeitsbedingungen des DRK dar-
stellt”. Die bisher allein auf Grund einseitiger Anordnung der satzungsmafig zustandi-
gen Gremien des DRK geltenden Arbeitsbedingungen bildeten den Inhalt des DRK-TV.
Dieser galt jedoch lediglich fur die tarifgebundenen Arbeitnehmer und die Mitglieder der
DRK-Tarifgemeinschaft. Damit bestanden grundsatzlich zwei Normenwerke nebenein-
ander, die zwar wortgleich waren, weil die Anderungen des DRK-TV jeweils auf Grund
entsprechender Beschllisse Eingang in die Arbeitsbedingungen gefunden hatten, je-
doch eine unterschiedliche Wirkung entfalteten (vgl. dazu Senat 27. November 2002
-4 AZR 663/01 - BAGE 104, 39, 43 1.).

3) Wie dem Senat aus zahlreichen Parallelverfahren bekannt ist, wurden nach
Inkrafttreten des DRK-TV mit vielen Arbeitnehmern - wie auch vorliegend mit der Kla-
gerin - Anderungsvereinbarungen zu den Arbeitsvertragen abgeschlossen, in denen
die Anwendung des nunmehr in Kraft getretenen DRK-TV (rlickwirkend zum 1. Januar
1985) vereinbart wurde. Zwar wurde die vorher geltende Bezugnahmeklausel auf die
Arbeitsbedingungen nicht ausdrucklich aufgehoben. Dies ergibt sich jedoch aus dem
erkennbaren Zweck der Anderung. Wird durch eine Vereinbarung ein komplexes Nor-
menwerk arbeitsvertraglich in Bezug genommen, dann ein zweites Normenwerk mit

identischen Regelungsbereich zunachst geschaffen und in einem ,Nachtrag® zum Ar-
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beitsvertrag ausdriicklich in Bezug genommen, so ist nach dem Zeitkollisionsprinzip im
Zweifel davon auszugehen, dass die frihere Vereinbarung durch die spéatere Vereinba-
rung ersetzt wird. Mit der &ndernden Vereinbarung war keine materielle Anderung des
Inhaltes des Arbeitsverhéltnisses verbunden. Den Parteien konnte es nur um eine An-
passung des Geltungsgrundes an die durch die Vereinbarung des DRK-TV geschaffe-
ne Normenlage gehen. Da der Beklagte tarifgebunden war und - wie oben dargelegt -
die Bezugnahmeklausel auf den DRK-TV eine Gleichstellungsabrede darstellt, die die
Arbeitsbedingungen der bei dem Beklagten beschéftigten tarifgebundenen und nichtta-
rifgebundenen Arbeitnehmer vereinheitlichen sollte, wére es mit diesem Zweck der
Abrede nicht vereinbar, ein bisher geltendes Normenwerk mit gleichem Inhalt nach wie
vor gleichwertig gelten zu lassen, mit dem Risiko, dass es hier zu einem Konflikt kom-
men kdnnte. Fir die Annahme der Revision, die Parteien hatten die beiden Regelwer-
ke ohne jeden erkennbaren Nutzen nebeneinander gelten lassen wollen, fehlt es an
jedem Anhaltspunkt. Insbesondere ergibt sich aus dem Wortlaut der Anderungsverein-

barung fir diese Sichtweise nichts.

(4) Da der entsprechende Wille der Parteien hinreichend klar zum Ausdruck ge-
kommen ist, besteht fir die Anwendung der Unklarheitenregel gem. § 305¢ Abs. 2
BGB kein Raum. Die Bestimmung sieht vor, dass Zweifel bei der Auslegung Allgemei-
ner Geschaftsbedingungen zu Lasten des Verwenders gehen. Sie setzt voraus, dass
nach Ausschépfung der in Betracht kommenden Auslegungsmethoden ein nicht be-
hebbarer Zweifel Uber die Auslegung verbleibt und mindestens zwei Auslegungen
rechtlich vertretbar bleiben (BGH 11. Mdrz 1997 - X ZR 146/94 - NJW 1997, 3434
mwN). Deren Anwendung ist ausgeschlossen, wenn - wie hier - eine Auslegung den
klaren Vorzug vor anderen Verstandnismaéglichkeiten verdient (BAG 9. November 2005
-5 AZR 128/05 - AP BGB § 305c Nr. 4 = EzA BGB 2002 § 305¢ Nr. 3 mwN).

[l. Die Revision der Beklagten ist begrindet. Soweit die Klage nicht unzulassig
ist, ist sie unbegrundet. Mit der Zahlung der 2,4-prozentigen Lohnerhéhung von April
bis Dezember 2003 hat der Beklagte entgegen der Auffassung des Landesarbeitsge-
richts keine betriebliche Ubung begrindet, auf die die Klagerin sich fir inren Feststel-

lungsanspruch Gber den 1. Januar 2004 hinaus beziehen kann.

1. Nach standiger Rechtsprechung ist unter betrieblicher Ubung die regelmaBige
Wiederholung bestimmter Verhaltensweisen des Arbeitgebers zu verstehen, aus denen

die Arbeitnehmer schlieBen kénnen, ihnen solle eine Leistung oder eine Vergiinstigung

i
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auf Dauer eingerdumt werden. Aus diesem als Vertragsangebot zu wertenden Verhal-
ten des Arbeitgebers, das von den Arbeitnehmern in der Regel stillschweigend ange-
nommen wird (§ 151 BGB), erwachsen vertragliche Anspriiche auf die tblich geworde-
nen Leistungen (Senat 16. Juni 2004 - 4 AZR 417/03 -; 26. Mai 1993 - 4 AZR 130/93 -
BAGE 73, 191, 197; BAG 11. April 2006 - 9 AZR 500/05 - AP BGB § 667 Nr. 1 = EzA
BGB 2002 § 667 Nr. 1; 16. Januar 2002 - 5 AZR 715/00 - AP BGB § 242 Betriebliche
Ubung Nr. 56 = EzA TVG § 4 Tariflohnerh6hung Nr. 37; 4. Mai 1999 - 10 AZR 290/98 -
BAGE 91, 283, 287). Entscheidend fur die Entstehung eines Anspruchs ist, wie der
Erklarungsempfénger die Erklarung oder das Verhalten des Arbeitgebers nach Treu
und Glauben unter Berucksichtigung aller Begleitumsténde (§§ 133,157 BGB) verste-
hen musste und durfte (Senat 16. Juni 2004 - 4 AZR 417/03 -, BAG 30. Mai 2006
-1AZR 111/05 - AP BetrVG § 77 Nr. 23 = EzA BetrVG 2001 § 77 Nr. 14; 16. Januar
2002 - 5 AZR 715/00 - aaO). Dabei kommt es nicht darauf an, ob der Arbeitgeber mit
einem entsprechenden Verpflichtungswillen gehandelt hat. Die Wirkung einer Willens-
erklarung im Rechtsverkehr setzt ein, wenn der Erklarende aus der Sicht des Erkla-
rungsempfangers einen auf eine bestimmte Rechtswirkung gerichteten Willen geduRlert
hat (BAG 28. Juni 2006 - 10 AZR 385/05- AP BGB § 242 Nr. 74 = EzA BGB 2002
§ 242 Betriebliche Ubung Nr. 7). Eine betriebliche Ubung entsteht dagegen nicht, wenn
der Arbeitgeber zu den zu ihrer Begriindung angefuhrten Verhaltensweisen durch an-
dere Rechtsgrundlagen verpflichtet war (BAG 19. Juni 2001 - 1 AZR 598/00 - EzA
BetrVG 1972 § 77 Nr. 67; 27. Juni 1985 - 6 AZR 392/81 - BAGE 49, 151, 159) oder
irrtimlich auf Grund einer vermeintlichen Verpflichtung aus einer anderen Rechts-
grundlage sich zur Leistungserbringung verpflichtet glaubte (Senat 16. Juni 2004
-4 AZR 417/03 -; 16. Oktober 2002 - 4 AZR 467/01 - BAGE 103, 141, 150). Wenn der
Arbeitgeber die Leistungen fur den Arbeitnehmer erkennbar auf Grund einer anderen
und sei es auch tatsachlich nicht bestehenden Rechtspflicht hat erbringen wollen, kann
der Arbeitnehmer nicht davon ausgehen, ihm solle eine Leistung auf Dauer unabhan-
gig von dieser Rechtspflicht gewahrt werden (Senat 26. Mai 1993 - 4 AZR 130/93 -
BAGE 73, 191, 197 f; BAG 11. November 1997 - 3 AZR 163/96 -; 30. Mai 2006
-1 AZR 111/05 - aa0). Auf nicht erkennbare subjektive Vorstellungen des Arbeitgebers
allein kommt es nicht an (HWK/Thising 2. Aufl. BGB § 611 Rn. 232).
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2. Nach diesen Mal3stdben hat der Beklagte mit der Weitergabe der Vergi-
tungserhéhung von 2,4 Prozent von April bis Dezember 2003 keine betriebliche Ubung
begrindet.

a) Die Beurteilung, ob aus den vom Berufungsgericht festgestellten Tatsachen
eine betriebliche Ubung hinsichtlich der Gewéhrung von Leistungen entstanden ist o-
der nicht, unterliegt der uneingeschrankten revisionsrechtlichen Uberprifung (BAG
28. Juni 2006 - 10 AZR 385/05 - AP BGB § 242 Betriebliche Ubung Nr. 74 = EzA BGB
2002 § 242 Betriebliche Ubung Nr. 7 mwN). Der Senat schlieRt sich dieser Rechtspre-
chung des Zehnten Senats und der gleichlautenden herrschenden Auffassung in der
Literatur (Mdller-Glége in Germelmann/Matthes/Priitting/Miiller-Glége ArbGG 5. Aufi.
§ 73 Rn. 15; GK-ArbGG/Mikosch Stand Mérz 2007 § 73 Rn. 42, ArbGG-Bepler 2. Aufl.
§ 73 Rn. 18) an.

b) Die Begriindung einer betrieblichen Ubung scheidet aus, weil der Beklagte die
Leistungen auf Grund einer anderweitigen vermeintlichen Verpflichtung, namlich des
VTV 35 iVm. dem DRK-TV und dem Arbeitsvertrag, erbracht hat. Davon sind die Par-
teien nach dem 1. April 2003 Ubereinstimmend ausgegangen. Das ergibt sich aus einer

Reihe von Anhaltspunkten.

aa) Die Hoéhe der Vergutungssteigerung von 2,4 Prozent, die der Beklagte von
April bis Dezember 2003 an alle Arbeitnehmer geleistet hat, ist unmittelbar dem
VTV 35 entnommen, den fir die Arbeitnehmer die Gewerkschaft ver.di, deren Mitglied
die Klagerin ist, abgeschlossen hat. Ein anderer Bezug der Vergitungserhéhung, ins-

besondere der konkreten Steigerung um 2,4 Prozent ist nicht zu erkennen.

bb) Die Klagerin hat diese Leistung ebenso wie die im VTV 35 vorgesehene und
von dem Beklagten geleistete Einmalzahlung als ihr vermeintlich tariflich zustehend bis
zum 31. Dezember 2003 entgegengenommen. Als der Beklagte die Zahlung zum
1. Januar 2004 einstellte, hat die Klagerin im Forderungsschreiben vom 20. Februar
2004 unter Berufung auf ihre Mitgliedschaft in der Gewerkschaft ver.di den Anspruch
.2auf tarifgerechte Bezahlung”, geltend gemacht und ausdriicklich gefordert, ,zu erkla-
ren, dass Sie die weiter im Tarifabschlul vom 09.01.2003 vereinbarten Vergiitungser-
héhungen erfillen werden”. AnschlieBend hat sie Klage erhoben und sich ausdriicklich
und in vielfaltiger Weise auf die sich aus dem VTV 35 und der sog. ,Tarifautomatik” in
Verbindung mit der dynamischen Verweisungsklausel ergebende rechtliche Verpflich-
tung des Beklagten zur ,Weiterzahlung” der Vergiitungserhéhung berufen. Der Beklag-
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te habe entgegen der jahrelangen Praxis der automatischen Ubernahme der Tarifab-
schlisse im offentlichen Dienst die Vergitungserhdhung von einem Prozent zum
1. Januar 2004 nicht weitergegeben, sondern stattdessen noch eine Herabsetzung um
2,4 Prozent vorgenommen. Auch diese eingeforderte Leistung entspricht nicht nur dem
Zeitpunkt, sondern auch der Héhe nach der von der Klagerin vermuteten Verpflichtung
zur unmittelbaren Umsetzung des VTV 35, die bis dahin - aus ihrer Sicht - mit der Er-
héhung um 2,4 Prozent zum 1. April 2003 unbeanstandet erfolgt war.

cc) Diese Argumentation einer tarifrechtlichen Verpflichtung des Beklagten hat die
Klagerin trotz der nicht ihrem Vorbringen entsprechenden Begrundung des arbeitsge-
richtlichen Urteils fur die Weiterzahlungsverpflichtung von 2,4 Prozent aus betrieblicher
Ubung noch in der von ihr wegen der weiteren Erhéhung von einem Prozent eingeleg-
ten Berufung ausdricklich verfolgt und ist der Begriindung des Beklagten fir die Ein-
stellung der Zahlungen am 1. Januar 2004, er sei dazu nicht verpflichtet, gerade mit
der Argumentation entgegengetreten, die Verpflichtung zur Weiterzahlung und der zu-
séatzlichen Erhéhungen ergebe sich aus der Geltung des VTV 35, die - entgegen der
Auffassung des Beklagten - mit dem Austritt aus der DRK-LTG Nds. nicht entfallen sei.

dd) Die die Klagerin in den Vorinstanzen vertretende Gewerkschaft ver.di, bei der
die Klagerin Mitglied ist, hat in zahlreichen Parallelverfahren vor dem Senat allgemein
die Auffassung vertreten, der Beklagte sei durch die sog. ,Tarifautomatik” tGiber den
DRK-TV unmittelbar an den Abschluss im &ffentlichen Dienst gebunden. Darauf hat die
Klagerin ihre Revision im vorliegenden Streitfall auch zunéachst ausdriicklich gestitzt
und ist erst im Verlauf der Revisionsinstanz davon abgegangen, weil aus den genann-
ten Parallelverfahren bekannt wurde, dass der Senat diese Auffassung nicht teilt, son-
dern davon ausgeht, dass eine jeweilige konstitutive ausdriickliche Ubernahme der
Tarifabschliisse des offentlichen Dienstes in den Bereich des DRK durch einen eigen-
standigen Tarifvertrag erforderlich war (vgl. nur Senat 7. Juni 2006 - 4 AZR 272/05 -
APTVG § 1 Nr. 37 =EzA TVG § 1 Auslequng Nr. 43).

ee) An dem vermeintlichen Normvollzug andert nichts, dass entgegen der Rege-
lung im VTV 35 die Erhéhung von 2,4 Prozent erst im April 2003 und nicht schon im
Januar 2003 gezahlt worden ist. Gegenuber dem Arbeitsgericht hat die Klagerin selbst
den zutreffenden Zeitpunkt der Erhéhungsverpflichtung nach dem VTV 35 mit dem
1. April 2003 bezeichnet. Der Beklagte hat diese Auffassung geteilt, ebenso das Ar-
beitsgericht und das Landesarbeitsgericht. Wenn der Arbeithehmer den Irrtum seines

JLaw — Gesetze und Urteile J— Ava|Iable on the
' Kostenlos (mobile App) » Google play App Store

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile JLaw — fiir Android JLaw — fir iOS

www.prinz.law

49

50

51

S[e purs Sunjuwess[a)1) 1ap 919 [, YNy :SIOMUIH

1ZINYosag

/8 §S Yoreu yuequaje(

DYIN P e


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt

-18 - 4 AZR 651/05

Arbeitgebers beim vermeintlichen Normvollzug teilt, schliel3t dies eine Rechtsbindung
fur die Zukunft aus (Waltermann RdA 2006, 257, 266). Definieren also die Parteien
Ubereinstimmend (wenn auch fehlerhaft) den Beginn einer Leistungsverpflichtung auf
den 1. April 2003, so ist die tatséchliche Leistung der geforderten Erhéhung ab 1. April
2003 als (vermeintlicher) Normvollzug anzusehen und wurde von den Arbeitnehmern

des Beklagten, wie auch der Klagerin, so angesehen.

C. Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1, § 91 Abs. 1 ZPO.
Bepler Wolter Creutzfeldt
Gunther Goérgens
JLaw — Gesetze und Urteile

ANDROID AP ON Available on the
Kostenlos (mobile App) > Google play D App Store

W Uber 200 Gesetze " , —
Uber 100,000 Urteile JLaw — fiir Android JLaw — fir iOS

www.prinz.law

52

1ZINYdsa8 HYIN I G §§ YorU YUBQUI)E(] S[e PUIS SUN[WWILSS[I)I() TP 1], YONY :SIDMUTE]


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESARBEITSGERICHT

	URTEIL

	Von Rechts wegen!

	Tatbestand

	„Vereinbarung

	TEIL I

	§1

	§2

	§5


	Entscheidungsgründe



